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PRÄAMBEL 

 

Zielsetzungen des Gemeinde Eching i.Ndb.: 

Mit der Festsetzung dieses Gewerbegebiets im Qualitätsstandard „Öko-Plus-Gewerbegebiet“ will die Gemeinde Eching 

i.Ndb. den dringenden gesellschaftlichen Erfordernissen auf dem Gebiet des nachhaltigen Schutzes der natürlichen 

Lebensgrundlagen bei gleichzeitiger Berücksichtigung ökonomischer Belange in besonderer Weise gerecht werden.  

 

Die Zielsetzungen des Gemeinderats umfassen die folgenden Bereiche: 

 

Bauökologie: 

- Ressourcenschonung wie Flächensparen und Wassersparen 

- Arten- und Biotopschutz 

- Durchgrünung 

- Lärmschutz 

- Verwendung umweltfreundlicher Baustoffe 

 

Baubiologie: 

- Gesunde Arbeitsbedingungen, Wohlfühlambiente für Mitarbeiter 

 

Fair-Trade-Aspekt: 

- Vermeidung von Baumaterialen aus Kinderarbeit bei der Erschließung des Gewerbegebiets 

 

Bauästhetik: 

- Vorgabe von Farben für Dächer und Wände 

- an das Gelände angepasste Kubatur der Baukörper 

 

Klimaschutz: 

- Energieeffizienz, Energieeinsparung, regenerative Energienutzung 

- Verwendung möglichst CO2-neutraler Baustoffe 

- Anbindung an ÖPNV 

 

Ökonomische Vorteile für Betriebe: 

- u.a. hohe Arbeitsplatzqualität 

 

Erschließung: 

- Möglichst geringer Flächenverbrauch 

- Möglichst wenig Versiegelung 

- Versickerung des Oberflächenwassers 

- Hochwertiger Uferrandstreifen an der Sempt 

- nach Möglichkeit Verwendung von PVC-freien Baumaterialien 

- Gezielte Auswahl der Baumaterialien (z.B. keine Kinderarbeit) 

- Insektenfreundliche LED-Straßenbeleuchtung 

- Bemühungen zur Anlage einer ÖPNV-Haltestelle 

 

Aufgrund des §§ 2 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB), des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 

(GO), der Bayerischen Bauordnung (BayBO), der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), 

der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und über die Darstellung des Planinhalts 

(Planzeichenvorordnung 1990 - PlanZV 90), des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) in der jeweils 

gültigen Fassung, erläßt die Gemeinde Eching i.Ndb. folgende Satzung: 
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

 

 

0.1 GEWERBEGEBIET 

 

0.1.1 Art der baulichen Nutzung (nach § 8 BauNVO) 

 

0.1.1.1 Zulässig sind Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze. 

 

0.1.1.2 Im Gewerbegebiet sind unzulässig: 

- Anlagen für sportliche Zwecke 

- Anlagen für kirchliche Zwecke 

- Anlagen für kulturelle Zwecke 

- Intensiv- und Massentierhaltung 

- Tierkörperbeseitigungsanlage 

- Müllverbrennungsanlage 

- Vergnügungsstätten (insbesondere Diskotheken und Spielhallen) 

- Schlächtereien 

- Biogasanlagen bzw. Industriebiogasanlagen, ausgenommen hiervon ist die Holzvergasung 

- Beherbergungsbetriebe 

- Freiflächenphotovoltaikanlagen 

- öffentliche Tankstellen 

 

0.1.1.3      Im Gewerbegebiet sind ausnahmsweise zulässig: 

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die 

dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, 

nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO 

 

 

0.1.2 Baukörper und bauliche Gestaltung 

 

0.1.2.1 Zur Gestaltung der Wandflächen werden Weißtöne, helle und dunkle Farbtöne, silber-metallische 

Oberflächen zugelassen, grelle Farbtöne sind unzulässig. Es sind kleinere untergeordnete farbige Flächen 

mit max. 20 m² zulässig. Die Verwendung von Firmenfarben in der Fassade ist im Rahmen der "Corporate 

Identity" erlaubt. 

 

0.1.2.2 Als Fassadengestaltung sind Glasflächen, Metall- und Holzverkleidungen, glatte Putzflächen, glatter 

Sichtbeton und Mauerwerk oder Betonverkleidungen zugelassen, die Verwendung von Waschbeton ist 

unzulässig.  

Vor Gebäuden mit Fassadenabschnitten mit einer Länge von mehr als 15,00 m ist zur Gliederung eine 

Fassadenbegrünung, ein schmalkroniger Einzelbaum (zählt nicht zu den geforderten Bäumen unter 0.2.5), 

eine Verkleidung aus Holz oder eine Montage von Elementen zur Gewinnung von solarer Energie jeweils 

mit einer Breite von mind. 6,00 m vorzusehen. 

 

0.1.2.3 Zulässige Dachformen/-neigung: 

- Flachdach oder Pultdach 

- Gleichseitiges Satteldach mit mittigem First 

- Dachneigung max. 18° Grad 

 

0.1.2.4 Zulässige Dachdeckungen: 

Pult- und Satteldach: 

Als Dacheindeckungen ist eine extensive Dachbegrünung mit einem Bodenaufbau von mind. 7 cm sowie 

alle harten Deckungen mit folgenden Ausnahmen zulässig: 

Unbeschichtete, metallische Materialien wie kupfer-, zink- oder bleihaltige Materialien sind sowohl als 

Eindeckung als auch für Regenwasserleitungen unzulässig. 

Auf Sattel- und Pultdächern sind PV-Anlagen vorgeschrieben und parallel zur Dachhaut anzubringen. 
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Norddächer sind nicht zwingend mit PV-Anlagen auszustatten. 

 

Flachdächer: 

Auf Flachdächern sind PV-Anlagen und eine extensive Dachbegrünung mit einem Bodenaufbau von mind. 

7 cm vorgeschrieben. Werden Flachdächer mit einer Dachfläche über 1.000 m² mit einer PV-Anlage belegt, 

kann auf eine extensive Dachbegrünung verzichtet werden. 

 

0.1.2.5 Wand-/ Gesamthöhe: 

GE 1: Die zulässige Wand-/ Gesamthöhe beträgt 16,00 m.  

GE 2: Die zulässige Wand- / Gesamthöhe beträgt 12,00 m. 

Unterer Bezugspunkt für die Wand- / Gesamthöhe ist die Geländehöhe von 406,00 m ü. NN. 

Oberer Bezugspunkt für die Wandhöhe ist die Oberkante der Dachhaut. 

- bei Pultdächern gilt die niedrigste Wandhöhe 

- Die Wandhöhen dürfen ausnahmsweise durch notwendige Betriebsanlagen (z. B. Kamine, 

 Spänelager, Lüftungsanlagen etc.) überschritten werden, wenn dies aus konstruktiven oder 

 technischen Gründen notwendig ist. 

 

0.1.2.6 Abstandsflächen: 

Die Abstandsflächen regeln sich gem. Art. 6 Abs 5 Satz 1 BayBO.  

 

0.1.3 Gestaltung des Geländes 

    

0.1.3.1 Das Gelände darf insgesamt in seinem natürlichen Verlauf auch durch die Errichtung von Bauwerken nicht 

wesentlich verändert oder gestört werden, damit das vorhandene Landschaftsrelief erhalten bleibt. 

 Zulässig sind Geländeanschüttungen und –abgrabungen bis zu 100 cm. Geländeabstufungen an den 

Grundstücksgrenzen, beispielsweise durch Stützmauern, sind unzulässig. 

 

0.1.4 Werbeanlagen 

 

0.1.4.1 Werbeanlagen müssen mit ihrer Oberkante unterhalb der Traufhöhe bleiben und dürfen eine max. Größe 

von 6,00 m² aufweisen. Fassadenwerbung an der Gebäudewand kann die maximale Größe überschreiten. 

 

0.1.4.2 Unzulässig sind Reklameflächen oder Schriften aller Art auf den Dachflächen, Werbeanlagen mit 

wechselndem oder bewegtem Licht, Lichtreklamen mit grellen Farben oder Farbmischungen, akustische 

Werbeanlagen und die Verwendung von Skybeamern. 

 

0.1.4.3 Werbeanlagen dürfen nicht in den Außenbereich hinauswirken. Gemäß § 33 Abs. 1 StVO darf der Verkehr 

außerhalb geschlossener Ortschaften nicht durch innerörtliche Werbung oder Propaganda gestört werden. 

 

0.1.4.4 Werbepylone über 10,00 m, und Fahnenmasten über 7,00 m sind unzulässig. 

 

0.1.5 Einfriedungen 

 

0.1.5.1 Höhe der Einfriedung: max. 2,00 m, gemessen ab Oberkante fertiges Gelände 

 

0.1.5.2 Sockelhöhe:  bis max. 15 cm über Oberkante fertiges Gelände bodenbündig anzugleichen 

 

0.1.6 Versorgungsleitungen 

 

0.1.6.1 Die oberirdische Verlegung von Versorgungsleitungen ist aus städtebaulichen und gestalterischen Gründen 

unzulässig. Die Versorgungsleitungen sind im Bereich der Erschließungsstraßen zu verlegen. 

 

0.1.7 Stellplätze 

 

0.1.7.1 Auf die gültige Stellplatzverordnung der Gemeinde Eching i.Ndb. wird verwiesen. 
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0.1.8 Beleuchtung 

 

0.1.8.1 Die Außenbeleuchtung ist mit UV-armen und energiesparenden Leuchtmitteln (gelb), z.B. LED oder 

Natriumdampflampen, zum Schutz nachtaktiver Insekten auszuführen. Auf den Leitfaden zur Eindämmung 

der Lichtverschmutzung – Handlungsempfehlung für Kommunen des Bayerischen Landesamtes für 

Umwelt und Verbraucherschutz wird verwiesen. 

 

 

0.2 GRÜNORDNUNG 

 

0.2.1 Grünflächen 

Die Bepflanzung (Gehölze) hat sich an der potentiell natürlichen Vegetation (s. Artenliste) zu orientieren. 

Es sind nach Möglichkeit autochthone Pflanzen bzw. autochthones Saatgut zu verwenden. Ausfallende 

Gehölze sind spätestens in der folgenden Vegetationsperiode nachzupflanzen. Die Nachpflanzungen haben 

den Qualitätsanforderungen der entfallenden Bepflanzung zu entsprechen. Die unbebauten Flächen der 

bebauten Grundstücke, die nicht als Arbeits- oder Lagerflächen und für Zufahrten erforderlich sind, sind 

als extensive Grünflächen anzulegen oder zu unterhalten. 

 

0.2.2 Mindestqualität Pflanzung 

Bäume: 

Sol. mind. 3xv, Stammumfang (StU) 14-16, mB 

Sträucher: 

3xv, 100-150, mB 

 

0.2.3 Artenliste 

 

Bäume: 

Acer campestre  Feld-Ahorn 

Betula pendula  Hänge-Birke 

Carpinus betulus  Hainbuche 

Prunus avium  Vogel-Kirsche 

Sorbus aria  Mehlbeere 

Sorbus aucuparia  Gemeine Eberesche 

 

Alle Arten von Obstbäumen (vorzugsweise Hochstämme) sind zulässig. Nadelgehölze aller Art, hängende 

und buntlaubige Arten und Sorten sind im gesamten Gebiet nicht zulässig. 

 

Sträucher: 

Cornus mas  Kornelkirsche 

Cornus sanguinea  Hartriegel 

Corylus avellana  Gemeine Hasel 

Lonicera xylosteum Heckenkirsche 

Rhamnus frangula  Faulbaum 

Rosa pimpinellifolia Bibernell-Rose 

Rosa rubiginosa  Wein-Rose 

Salix caprea  Sal-Weide 

Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 

Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 

Viburnum opulus  Echter Schneeball 

 

Kletterpflanzen: 

Clematis vitalba  Waldrebe 

Hedera helix  Efeu 

Humulus lupulus  Hopfen 

 

Abhängig von der gewählten Art sind entsprechende Rankhilfen vorzusehen.  
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0.2.4 Dachbegrünung 

Die Dachbegrünung von Flachdächern und geneigten Dächern kann als Grünfläche angerechnet werden. 

 

0.2.5 Private Grünflächen 

Über die im Plan festgesetzten Grünflächen sollen weitere private Grünflächen entwickelt werden. Die 

unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke, die nicht als Arbeits- oder Lagerflächen und für Zufahrten 

erforderlich sind, sind als extensive Grünflächen anzulegen und zu unterhalten. Es muss mindestens ein 

Grünflächenanteil von 10% pro Gewerbegrundstück im Freiflächengestaltungsplan nachgewiesen werden. 

Zur Förderung des Artenreichtums sind vegetationsfreie oder -arme Kies- oder Splittbeete unzulässig. Die 

einzelnen Parzellen sind, soweit kein baulicher Grenzanbau stattfindet, mit Gehölzpflanzungen voneinander 

abzugrenzen bzw. gegen den öffentlichen Raum hin einzugrünen. Auf den Baugrundstücken ist pro 

1.000 m² Grundstücksfläche mindestens 3 Laubbäume zu pflanzen (s. Artenliste). Ausfallende Gehölze 

sind spätestens in der folgenden Vegetationsperiode nachzupflanzen.  

 

0.2.6 Zeitpunkt der Pflanzungen 

Die Eingrünung und Bepflanzung haben spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der jeweiligen 

Erschließungsanlage zu erfolgen. 

Die Gehölzpflanzungen innerhalb der Baugrenzen sind in der nach Fertigstellung des Gebäudes folgenden 

Vegetationsperiode vorzunehmen. 

 

0.2.7 Beläge 

Pkw-Stellplätze sind generell mit einem versickerungsfähigen Pflaster bzw. Belag auszubilden 

(z.B. Rasengittersteine, Rasenpflaster oder Drainpflaster), soweit die geltenden Richtlinien der 

Wasserwirtschaft dem nicht entgegenstehen. 

 

 

0.3 IMMISSIONSSCHUTZ 

 

0.3.1 Zulässige Geräuschkontingente 

Im Plangebiet sind nur solche Vorhaben zulässig, deren Geräuschemissionen (zugehöriger Fahrverkehr 

eingeschlossen) die folgenden Emissionskontingente LEK gemäß der DIN 45691:2006-12 weder tags 

(6:00 bis 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 bis 6:00 Uhr) überschreiten: 

 

 ................  

 

 

 

 

 

 ................ SEK: überbaubare Grundstücksfläche [m²] 

An den nächstgelegenen Immissionsorten inner- oder außerhalb des Geltungsbereichs mit dem 

Schutzanspruch eines Gewerbegebiets ist die Lärmbelastung gemäß den Vorgaben der TA Lärm zu 

bewerten. 

 

0.3.2 Bau-Schalldämm-Maß 

Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen sind 

Vorkehrungen gemäß den Vorgaben der DIN 4109 zum Schutz vor Gewerbe- und Straßenverkehrslärm zu 

treffen. Außenflächen von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen müssen mindestens das folgende 

Gesamt-Bau-Schalldämm-Maß gemäß DIN 4109:2018-01, Teil 1 aufweisen: 

• für Aufenthaltsräume in Wohnungen, 

Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten,   R´w,ges ≥ 39 dB 

Unterrichtsräume etc. 

• für Büroräume und Ähnliches      R´w,ges ≥ 34 dB 

  

Parzelle / 

Teilfläche 
Emissionsbezugs-fläche SEK [m²] 

Emissionskontingent LEK dB(A)/m² 

LEK,Tag LEK,Nacht 

GE 1 18.590 63 53 

GE 2 2.230 62 52 
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0.4 WASSERWIRTSCHAFT 

Das unverschmutzte Oberflächenwasser von Dachflächen und Parkplätzen, Stellplätzen, Zufahrten, etc. ist 

breitflächig auf dem eigenen Grundstück zu versickern. Für die Versickerung von Niederschlagswasser in 

Gewerbegebieten gilt grundsätzlich die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NwFreiV) in der 

aktuell gültigen Fassung. 

Ansonsten ist beim Landratsamt Landshut eine wasserrechtliche Gestattung zu beantragen. 

Werden wassergefährdende Stoffe gelagert, abgefüllt, umgeschlagen, hergestellt, behandelt oder 

verwendet, so ist dies anzuzeigen (Art. 37 BayWG). 
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TEXTLICHE HINWEISE 

 

 

A  DENKMALSCHUTZ 

Laut dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege gibt es im Planungsgebiet keine Hinweise auf 

Bodendenkmäler. Trotzdem wird darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten zu Tage kommende Keramik-, 

Metall- oder Knochenfunde umgehend dem Landratsamt Landshut oder dem Bayerischen Landesamt für 

Denkmalpflege zu melden sind. Art. 8 Abs. 1 und 2 DSchG ist zu beachten. 

In unmittelbarer Nähe zu oben genanntem Planungsgebiet befinden sich folgende Bodendenkmäler: 

D-2-7538-0078 Siedlung vorgeschichtlicher Zeitstellung, u.a. der Urnenfelderzeit. 

D-2-7538-0079 Siedlung und verebnete Gräben vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung. 

Siedlungsareale können eine größere flächenhafte Ausdehnung erreichen als nach Quellenstudium bekannt 

und sich auch in die umliegenden Flächen hinein fortsetzen. Regelmäßig sind im Umfeld von Siedlungen 

zeitgleiche Bestattungsplätze zu vermuten. 

Wegen der bekannten Bodendenkmäler in der Umgebung und wegen der siedlungsgünstigen Topografie 

des Planungsgebietes sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes weitere Bodendenkmäler zu 

vermuten. 

Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmalrechtliche 

Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei 

der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist. 

Im Falle der Denkmalvermutung wird im Rahmen des Erlaubnisverfahrens nach Art. 7 Abs. 1 BayDSchG 

die archäologisch qualifizierte Voruntersuchung bzw. die qualifizierte Beobachtung des Oberbodenabtrags 

bei privaten Vorhabenträgern, die die Voraussetzungen des § 13 BGB (Verbrauchereigenschaft) erfüllen, 

sowie Kommunen soweit möglich durch Personal des Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege 

begleitet; in den übrigen Fällen beauftragt das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege auf eigene Kosten 

eine private Grabungsfirma. In Abstimmung kann auch eine fachlich besetzte Untere 

Denkmalschutzbehörde (Kreis- und Stadtarchäologie) tätig werden.  

Informationen hierzu finden Sie unter: 

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/publikationen/denkmalpflege-

themen_denkmalvermutung-bodendenkmalpflege_2016.pdf 

Es wird darauf hingewiesen, dass die erforderlichen Maßnahmen abhängig von Art und Umfang der 

erhaltenen Bodendenkmäler einen größeren Umfang annehmen können und rechtzeitig geplant werden 

müssen. Sollte die archäologische Ausgrabung als Ersatz für die Erhaltung eines Bodendenkmals 

notwendig sein, sind hierbei auch Vor- und Nachbereitung der Ausgrabung zu berücksichtigen (u.a. 

Durchführungskonzept, Konservierung und Verbleib der Funde). Bei der Verwirklichung von 

Bebauungsplänen soll grundsätzlich vor der Parzellierung die gesamte Planungsfläche archäologisch 

qualifiziert untersucht werden, um die Kosten für den einzelnen Bauwerber zu reduzieren (vgl. BayVGH, 

Urteil v. 4. Juni 2003, Az.: 26 B 00.3684, EzD 2.3.5 Nr. 3 / Denkmalpflege Informationen des BLfD 2004/I 

(B 127), 68 ff. [mit Anm. W. K. Göhner]; BayVG München, Urteil v. 14. September 2000, Az.: M 29 K 

00838, EzD 2.3.5 Nr. 2). 

Als Alternative zur archäologischen Ausgrabung kann in bestimmten Fällen eine Konservatorische 

Überdeckung der Bodendenkmäler in Betracht gezogen werden. 

Eine Konservatorische Überdeckung ist oberhalb des Befundhorizontes und nur nach Abstimmung mit 

dem BLfD zu realisieren (z.B. auf Humus oder kolluvialer Überdeckung). Vgl. zur Anwendung, 

Ausführung und Dokumentation einer Konservatorischen Überdeckung 

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/konservatorische_ueberdecku

ng_bodendenkmaeler_2020.pdf, sowie 

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/dokuvorgaben_april_2020.pdf 

1.12 Dokumentation einer Konservatorischen Überdeckung. 

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege berät in Abstimmung mit der Unteren 

Denkmalschutzbehörde bei der Prüfung alternativer Planungen unter denkmalfachlichen Gesichtspunkten. 

Fachliche Hinweise zur Abstimmung kommunaler Planungen mit Belangen der Bodendenkmalpflege 

entnehmen Sie auch bitte der Broschüre „Bodendenkmäler in Bayern. Hinweise für die kommunale 

Bauleitplanung“ 

(https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/kommunale_bauleitp

lanung/2018_broschuere_kommunale-bauleitplanung.pdf) 
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Die mit dem Bayerischen Staatsministerium des Innern abgestimmte Rechtsauffassung des Bayerischen 

Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst und des Bayerischen Landesamts für 

Denkmalpflege zur Überplanung von (Boden-) Denkmälern entnehmen Sie bitte dem Vollzugsschreiben 

des StMBW vom 09.03.2016  

(https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/vollzugsschreiben_bodenden

kmal_09_03_2016.pdf) sowie unserer Homepage 

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/rechtliche_grundlagen_überpl

anung_bodendenkmäler.pdf 

 

B  HOCHWASSER / STARKREGEN 

Nach den Bestimmungen der §§ 5 und 37 WHG ist jede Person, die durch Hochwasser bzw. Starkregen 

betroffen sein kann, im Rahmen des ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete 

Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasser- bzw. Starkregenfolgen und zur 

Schadensminderung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstücken den möglichen nachteiligen 

Folgen für Mensch, Umwelt oder Sachwerte durch Hochwasser bzw. Starkregen anzupassen. 

Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstück darf nicht zum 

Nachteil eines höher liegenden Grundstücks behindert werden. Der natürliche Ablauf wild abfließenden 

Wassers darf nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise 

verändert werden. 

 

C  BRANDSCHUTZ 

Alle baulichen Anlagen müssen über befestigte Straßen und Wege erreichbar sein. Bei Gebäuden, die ganz 

oder zu Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche entfernt sind, sind Feuerwehrzufahrten 

zu schaffen. 

Feuerwehrzufahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr sind auch auf 

Privatgrundstücken entsprechend der Bayerischen Technischen Baubestimmungen (BayTB) Ausgabe 

Oktober 2018 (vgl. AllMBl Nr. 12/2018 Lfd. Nr. A 2.2.1.1) die Vorgaben der „Richtlinie über Flächen für 

die Feuerwehr“ einzuhalten. Bei Sackgassen ist darauf zu achten, dass ein sog. Wendehammer vorhanden 

ist und dieser auch für Feuerwehrfahrzeuge benutzbar ist (Durchmesser 18 mtr.). 

Der erforderliche Löschwasserbedarf ist je nach Art der Bebauung gemäß DVGW Arbeitsblatt W 405 

Tabelle 1 sicher zu stellen. In Gewerbegebieten ist von 96 m³/h auf 2 h auszugehen. 

Das Hydrantennetz ist nach den technischen Regeln der Arbeitsblätter W 331 und W 405 zu erstellen. Der 

Abstand der Hydranten zueinander sollte nicht mehr als 150 m betragen. Des Weiteren sind sie außerhalb 

des Trümmerschattens von Gebäuden und nach Möglichkeit am Fahrbahnrand zu positionieren. 

 

D  BAYERNWERK NETZ GMBH 

20-kV-Freileitung(en) 

Der Schutzzonenbereich der 20-kV-Freileitungen beträgt in der Regel beiderseits zur Leitungsachse je 

10 m. Aufgrund geänderter technischer Gegebenheiten können sich gegebenenfalls andere 

Schutzzonenbereiche ergeben. Hinsichtlich der, in dem angegebenen Schutzzonenbereich bestehenden, 

Bau- und Bepflanzungsbeschränkung wird drauf aufmerksam gemacht, dass Pläne für Bau- und 

Bepflanzungsvorhaben jeder Art rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen sind. Dies gilt insbesondere für 

Straßen- und Wegebaumaßnahmen, Ver- und Entsorgungsleitungen, Kiesabbau, Aufschüttungen, Freizeit 

und Sportanlagen, Bade- und Fischgewässer und Aufforstungen. 

Es wird drauf hingewiesen, dass nach der Vorschrift DIN VDE 0210-10 Beiblatt1 “Freileitungen über AC 1 

kV bis einschließlich AC 45 kV“ bei Spiel-, Sport- und Freizeitanlagen, Verkehrsflächen und Badeweihern 

größere Leiterseil-Bodenabstände gefordert werden als in freiem Gelände. Im Falle des ungünstigsten 

Leiterseildurchhanges sind hier folgende lotrechte Mindestabstände zum Leiterseil einzuhalten. 

- Bei Spiel-, Sport und Freizeitanlagen mindestens 7,6 m, 

- bei Verkehrsflächen mindestens 7,0 m, 

- bei Badeweihern mindestens 8,6 m. 

Eine Leitungserhöhung im Bereich des Planungsgebietes könnte erforderlich sein. Zur detaillierten Prüfung, 

ob die Mindestabstände eingehalten werden, sind rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten genaue Lage- 

und Bodenprofilpläne im Leitungsbereich vorzulegen. Bei Anpflanzungen innerhalb des 

Schutzzonenbereiches der Freileitung ist darauf zu achten, dass nur Gehölze mit einer maximalen 

Aufwuchshöhe von 2,5 m angepflanzt werden, um den Mindestabstand zur Freileitung auf jeden Fall 
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einzuhalten. Abgrabungen im Mastbereich können die Standsicherheit des Mastes gefährden und sind nur 

mit Einverständnis möglich. Die Standsicherheit der Freileitungsmaste und die Zufahrt zu den Standorten 

muss zu jeder Zeit gewährleistet sein. Dies gilt auch für vorübergehende Maßnahmen. Vorsorglich wird 

darauf hingewiesen, dass die 20-kV-Freileitung bis zu einer möglichen Verkabelung Bestand hat und somit 

auch während der Bauzeit zu berücksichtigen ist. 

 

Kabelplanung(en) 

Zur elektrischen Versorgung des geplanten Gebietes sind Niederspannungskabel erforderlich. Eine 

Kabelverlegung ist in der Regel nur in Gehwegen, Versorgungsstreifen, Begleitstreifen oder Grünstreifen 

ohne Baumbestand möglich. Im überplanten Bereich befinden sich Anlagenteile der Bayernwerk Netz 

GmbH oder es sollen neue erstellt werden. Für den rechtzeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes sowie 

die Koordinierung mit dem Straßenbauträger und anderer Versorgungsträger ist es notwendig, dass der 

Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Planbereich frühzeitig (mindestens 3 Monate) vor 

Baubeginn der Bayernwerk Netz GmbH schriftlich mitgeteilt wird. Nach § 123 BauGB sind die Gehwege 

und Erschließungsstraßen so weit herzustellen, dass Erdkabel in der endgültigen Trasse verlegt werden 

können. 

Ausführung von Leitungsbauarbeiten sowie Ausstecken von Grenzen und Höhen: 

• Vor Beginn der Verlegung von Versorgungsleitungen sind die Verlegezonen mit endgültigen 

Höhenangaben der Erschließungsstraßen bzw. Gehwegen und den erforderlichen Grundstücksgrenzen vor 

Ort bei Bedarf durch den Erschließungsträger (Gemeinde) abzustecken. 

• Für die Ausführung der Leitungsbauarbeiten ist uns ein angemessenes Zeitfenster zur Verfügung zu 

stellen, in dem die Arbeiten ohne Behinderungen und Beeinträchtigungen durchgeführt werden können. 

Das beiliegende “Merkblatt zum Schutz der Verteilungsanlagen“ ist zu beachten. 

Die beiliegenden “Sicherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Kabel-, Gas- und Freileitungen“ sind 

zu beachten. 

Auskünfte zur Lage der von uns betriebenen Versorgungsanlagen können Sie online über unser 

Planauskunftsportal einholen. Das Portal erreichen Sie unter: 

https://www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunftsportal.html 

 

E  TELEKOMMUNIKATION 

Entlang der Mühlenstraße befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die durch die geplanten 

Baumaßnahmen möglicherweise berührt werden. Es wird drauf hingewiesen, dass bei der Planung und 

Bauausführung darauf zu achten ist, dass diese Linien nicht verändert werden müssen bzw. beschädigt 

werden. 

Es wird drauf aufmerksam gemacht, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine unterirdische Versorgung 

des Neubaugebietes durch die Telekom nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung 

möglich ist. 

Es wird beantragt daher Folgendes sicherzustellen: 

• dass für den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im Erschließungsgebiet eine ungehinderte, 

unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftigen Straßen und Wege möglich ist, 

• dass eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der 

Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und 

Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt. 

• Es wird darum gebeten, dem Vorhabenträger aufzuerlegen, dass dieser für das Vorhaben einen 

Bauablaufzeitenplan aufstellt und diese unter Berücksichtigung der Belange mit der Telekom abzustimmen 

hat, damit Bauvorbereitung, Kabelbestellung, Kabelverlegung, Ausschreibung von Tiefbauleistungen usw. 

rechtzeitig eingeleitet werden können. Für eine Baumaßnahme der Telekom wird eine Vorlaufzeit von 

6 Monaten benötigt. 

• In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone für 

die Unterbringung der Telekommunikationslinien vorzusehen. 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle" 

der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013 - siehe hier u. a. Abschnitt 6 

- zu beachten. Es wird darum gebeten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die 

Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien nicht behindert werden. 
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F  IMMISSIONSSCHUTZ 

• Die in den Festsetzungen genannten Normen und Richtlinien und die schalltechnische Untersuchung 

der C. Hentschel Consult Ing.-GmbH vom 18.11.2022 (Bericht Nr. 2606-2022 / V02) können zu den 

üblichen Öffnungszeiten in der Gemeinde Eching i. NB eingesehen werden. 

• Bei Antrag auf Neu-Genehmigung bzw. bei Änderungsanträgen von bestehenden Betrieben ist 

nachzuweisen, dass die gemäß den jeweiligen Emissionskontingenten zulässigen und gemäß der DIN 

45691:2006-12 zu berechnenden Immissionskontingente eingehalten werden. 

• Die Prüfung der Einhaltung hat nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5 für Immissionsorte außerhalb 

von Gewerbe- und Sondergebieten zu erfolgen. 

• Die Berechnung und Beurteilung der Immissionsbelastung eines Vorhabens hat nach der TA Lärm 

unter Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung zu 

erfolgen. Fahrzeuggeräusche auf dem Betriebsgrundstück, die im Zusammenhang mit dem Betrieb der 

Anlage entstehen, sind der zu beurteilenden Anlage zuzurechnen. 

• Sind einer Anlage mehrere Teilflächen zugeordnet, so ist der Nachweis für die Teilflächen gemeinsam 

zu führen, das heißt es erfolgt eine Summation der zulässigen Immissionskontingente aller zur Anlage 

gehörigen Teilflächen. 

• Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplans, wenn der 

Beurteilungspegel den jeweils geltenden Immissionsrichtwert der TA Lärm um mindestens 15 dB(A) 

unterschreitet (Relevanzgrenze der DIN 45691). 

• Betriebswohnungen sollen mit einer fensterunabhängigen Lüftungseinrichtung ausgestattet werden. 

• Die DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ ist eine bauaufsichtlich eingeführte DIN-Norm und damit bei 

der Bauausführung generell eigenverantwortlich durch den Bauantragsteller im Zusammenwirken mit 

dem zuständigen Architekten umzusetzen und zu beachten. Bei den festgesetzten Bauschalldämm-

Maßen handelt es sich um Mindestanforderungen nach der DIN 4109. 

• Die maßgeblichen Außenlärmpegel für die Ableitung des notwendigen Gesamt-Bau-Schalldämm-

Maßes nach DIN 4109-1:2018-01 berechnen sich aus einer energetischen Addition der für das 

Prognosejahr 2035 nach den Vorgaben der RLS-19 prognostizierten 

Straßenverkehrslärmbeurteilungspegel und des für ein Gewerbegebiet tagsüber zulässigen 

Immissionsrichtwerts der TA Lärm sowie unter Berücksichtigung der nach Kapitel 4.4.5 der DIN 4109-

2:2018-01 ggf. erforderlichen Zuschläge (z.B. für die erhöhte nächtliche Störwirkung für überwiegend 

zum Schlafen genutzte Räume). 

 

H  BODENSCHUTZ 

Grundsätzlich ist bei einem Bauvorhaben auf die Schutzwürdigkeit des wertvollen „Gutes Oberboden“ zu 

achten, und die Anforderungen des § 12 BBodSchV sind zu berücksichtigen. 

Zum Schutz des Bodens ist vor Beginn der baulichen Arbeiten auf der überbaubaren Grundstücksfläche 

der Oberboden abzutragen und abseits des Baustellenbetriebs getrennt zu lagern. Er darf nicht durch 

Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden vermischt oder überlagert werden. Die Bodenmieten sind bei 

einer Lagerdauer von mehr als 2 Monaten zu begrünen. Der DIN 19731 sind qualitätserhaltende Hinweise 

zum Umgang mit dem Bodenmaterial zu entnehmen. Oberboden- und kulturfähiges Unterbodenmaterial 

soll möglichst auf dem Grundstück für die Anlage von Vegetationsflächen wiederverwendet werden. Hierzu 

wird die DIN 18915 zur Anwendung empfohlen. 

Überschüssiges Oberbodenmaterial, das nicht am Entstehungsort wiederverwendet werden konnte, kann 

unter Beachtung des § 12 BBodSchV und der DIN 19731 ortsnah auf landwirtschaftlich genutzten Flächen 

verwertet werden. 

Hinweis: Bei einer landwirtschaftlichen Verwertung des Oberbodens ist im Vorfeld zu prüfen, ob es einer 

baurechtlichen Genehmigung bedarf, diese ist vor Beginn der Maßnahme einzuholen. Auch ohne die 

Notwendigkeit eines Bebauungsplanes sind immer Analyseergebnisse nach den Angaben des Anhangs 1 

und 2 Bodenschutzverordnung (BBodSchV) des Aufbringmaterials, sowie der gewünschten Aufbringfläche 

dem Sachgebiet 25, Landratsamt Landshut, vorzulegen. 

 

 

 

Stand 26.09.2022 


